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CO2-Verordnung:  
Ein Durcheinander?
Das neue CO2-Gesetz ist vom Parlament 
verabschiedet worden. Dagegen wurde 
das Referendum ergriffen und im Juni 
2021 findet eine Volksabstimmung 
darüber statt. Nun ist aber auf den  
1. Januar 2021 eine revidierte CO2-Ver-
ordnung in Kraft getreten. Weshalb 
schon jetzt? Was steht Neues drin?

Simon Kröni, Jürg Liechti, Felix Martin

Mit dem heutigen CO2-Gesetz wurden im 
Jahr 2011 die Instrumente zum Erreichen 
von CO2-Emissionsminderungen für den 
Zeitraum 2011 bis 2020 festgelegt. Damit 
sollte das damalige Ziel der schweizeri-
schen Klimapolitik erreicht werden, 
nämlich bis 2020 im Inland Einsparungen 
von 20 Prozent CO2-Ausstoss gegenüber 
1990. Wegen der Bemühungen, auf inter-
nationaler Ebene ein neues CO2-Abkom-
men auszuhandeln, war schon bei In-
krafttreten des CO2-Gesetzes klar, dass es 
bis 2020 erneut revidiert werden sollte 
und dass ab 2021 ein neues CO2-Gesetz 
mit höher gesteckten Zielen und schärfe-
ren Massnahmen in Kraft treten soll. Be-

reits ab 2016 wurde daran gearbeitet. 
Nach mehreren Rückschlägen wird das 
neue Gesetz nun frühstens 2022 in Kraft 
treten, vorausgesetzt, das Referendum 
dagegen ist erfolglos. Damit entstand 
aber für das Jahr 2021 eine interessante 
und problematische Gesetzeslücke!

Übergangsverordnung für 2021
Während nämlich das CO2-Gesetz als 
Ganzes nicht zeitlich befristet ist und 
einfach weiterläuft, bis ein neues in Kraft 
tritt, sind die wichtigsten finanziellen In-
strumente des Gesetzes in ihrer Wirk-
samkeit auf die Periode bis Ende 2020 
limitiert. Weil nun das neue CO2-Gesetz 
nicht auf den 1. Januar 2021 bereit war, 
hätte ohne spezielle Massnahmen eine 
Situation gedroht, in welcher das alte 
CO2-Gesetz zwar noch gültig gewesen 
wäre, aber die Befreiung von der Len-
kungsabgabe für Betriebe mit einer 
Zielvereinbarung nicht mehr möglich 
gewesen wäre oder auch keine Kom
pensationspflicht für Treibstoffimpor-
teure mehr gegolten hätte. Um ein ent-
sprechendes Chaos durch diese 
Regulierungslücke zu verhindern, wurde 

vom Parlament rechtzeitig eine Teilrevi-
sion des CO2-Gesetzes beschlossen. Die-
se Teilrevision umfasst ein Verminde-
rungsziel von 1,5 Prozent für das Jahr 2021 
gegenüber 1990 sowie die Verlängerung 
folgender Instrumente:

−− Kompensationspflicht für die Impor-
teure von fossilen Treibstoffen bis En-
de 2021

−− CO2-Abgabebefreiung mit Verminde-
rungsverpflichtung bis Ende 2021

−− Das Emissionshandelssystem (EHS) 
wird ohne zeitliche Beschränkung ver-
längert, weil inzwischen mit der EU ein 
Abkommen über die Integration des 
schweizerischen EHS ins EU-ETS be-
steht

Für Betriebe, die Zielvereinbarungen oder 
andere Instrumente zur CO2-Reduktion 
nutzen, wird also dank der Revision eine 
drohende Lücke überbrückt.
In der Folge wurde auch die CO2-Verord-
nung entsprechend an das teilrevidierte 
CO2-Gesetz angepasst. Es handelt sich 
bei dieser Verordnung demnach nicht um 
die Verordnung zum neuen CO2-Gesetz. 
Diese kann erst nach der Inkraftsetzung 

Auch für das Jahr 2021 besteht die Möglich-
keit zur Befreiung von der CO2-Abgabe.�
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des neuen CO2-Gesetzes in Kraft treten. 
Vielmehr handelt es sich um eine Über-
gangsverordnung für das Jahr 2021, die 
nötig geworden ist, weil das neue 
CO2-Gesetz nicht zeitgerecht zur Verfü-
gung stand.
Für Unternehmen stellt sich somit die 
Frage, wie das «fehlende» Jahr 2021 kon-
kret überbrückt werden kann. 

CO2-Abgabebefreiung, 
Zielvereinbarungen
Wie einleitend beschrieben, besteht die 
Möglichkeit zur Befreiung von der 
CO2-Abgabe nun auch für das Jahr 2021. 
Die Teilnahmebedingungen bleiben 
gleich. Unternehmen haben aber die 
Wahl, die Verminderungsverpflichtung 
bis 2021 zu verlängern oder aber per 2020 
abzuschliessen.
Die nachfolgenden Erläuterungen können 
grösstenteils auch im erläuternden Be-
richt zur Teilrevision der CO2-Verord-
nung (vom 7.10.2020) nachgeschlagen 
werden.
Wird die Verminderungsverpflichtung 
verlängert, so gelten für Unternehmen 
mit Emissionsziel folgende Rahmenbe-
dingungen:

−− Der Reduktionspfad der Vorjahre wird 
linear weitergeführt. 

−− Eine allfällige Anpassung der Vermin-
derungsverpflichtung für das Jahr 2021 
ist nicht möglich, auch wenn in den 
Jahren 2018, 2019 und 2020 der Ab-
senkpfad um mindestens 10 Prozent 
oder im Jahr 2020 um mindestens 30 
Prozent unterschritten wird.

−− Für Anlagebetreiber, die ihren Reduk-
tionspfad überschreiten, wird das 
Emissionsziel weiterhin überprüft und 
gegebenenfalls zugunsten des Anlage-
betreibers angepasst.

−− Die Bedingungen hinsichtlich der Aus-
stellung von Bescheinigungen für 
Übererfüllungen ändern sich nicht. 
Für das Jahr 2021 werden auch Be-
scheinigungen ausgestellt, solange 
diese Bedingungen erfüllt sind.

Für Unternehmen mit einem Massnah-
menziel gelten folgende Regeln:

−− Bei der Verlängerung bis 2021 beträgt 
der Ausschöpfungsgrad 90 Prozent 
des wirtschaftlichen Massnahmenpo-
tenzials.

−− Das Massnahmenziel wird entspre-
chend mit dem Faktor 1,125 multipli-
ziert. 
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Anlagebetreiber, die ihre Massnahmen 
umgesetzt haben und den Jahreswert 
2019 erfüllen, werden so auch 2021 ihre 
Verpflichtung einhalten.

Schweizer Emissionshandelssystem
Das Schweizer Emissionshandelssystem, 
das seit Anfang 2020 mit demjenigen der 
EU verknüpft ist, wird unbeschränkt ver-
längert. Für Unternehmen, die am EHS 
teilnehmen, ändert sich hinsichtlich des 
Jahres 2021 nichts.
Für Firmen mit Teilnahmepflicht am 
Emissionshandelssystem ist die Melde-
pflicht am 28. Februar 2021 abgelaufen. 
Solche Firmen haben die Möglichkeit, 
sich für ein Opt-out zu entscheiden, 
wenn sie weniger als 25 000 Tonnen CO2 
pro Jahr emittieren. Firmen mit einer 
Feuerungsleistung zwischen 10 und 20 
Megawatt können sich für eine Opt-in-
Lösung entscheiden. Diese Regelung 
wurde unverändert vom alten CO2-Ge-
setz übernommen.

Kompensationspflicht und -projekte
Die Kompensationspflicht für Importeure 
fossiler Treibstoffe wird bis Ende 2021 
verlängert. Dies führt dazu, dass die Stif-
tung Klimaschutz und CO2-Kompensa
tion (KliK) als ausführendes Organ zur 
Erfüllung der Kompensationspflicht auch 
im Jahr 2021 auf Kompensationen ange-
wiesen ist. Um das Ziel zu erfüllen, müs-
sen – analog zum Jahr 2020 – Bescheini-
gungen ausschliesslich aus dem Jahr 2021 
verwendet werden.
Der Entscheid hat in Bezug auf Projekt-
entwickler nur einen marginalen Einfluss, 
da KliK Abnahmeverträge bis 2030 aus-
stellt. Es besteht deshalb kein Risiko, dass 
im Jahr 2021 ausgestellte Bescheinigun-
gen nicht vergütet werden.

Ehemalige SKR-Projekte
Die ehemaligen Stiftung-Klimarappen- 
Projekte (SKR-Projekte) werden im Jahr 
2021 nicht mehr weitergeführt. KliK darf 
diese Bescheinigungen nicht mehr zur 
Erfüllung der Kompensationspflicht im 
Jahr 2021 verwenden.

Weitere Bestimmungen
Eine weitere Anpassung der CO2-Verord-
nung betrifft die Emissionsvorschriften 
für Personenwagen, Lieferwagen und 
leichte Sattelschlepper.

Fazit und Empfehlungen
Zusammenfassend kann Unternehmen 
mit Verminderungsverpflichtung, die hin- 
sichtlich des Ziels gut unterwegs sind, 
empfohlen werden, die Zielvereinbarung 
um ein Jahr bis Ende 2021 zu verlängern. 
Alternativ ist abzuwägen, ob die Kosten 
für die Brennstoffabgabe oder diejenige 
für allfällige Sanktionszahlung bei Nicht-
erreichen des Ziels überwiegen.
Für Unternehmen, die am Emissions
handel teilnehmen, ändert sich bezüglich 
des Jahres 2021 nichts. Losgelöst von der 
Übergangsregelung werden die Zuteilun-
gen für die nächste Periode 2021 bis 2030 
berechnet.
Das Instrument der Kompensationspro-
jekte wird weitergeführt, da die Kompen-
sationspflicht für Importeure fossiler 
Treibstoffe auch für 2021 gilt. Die Ver
gütung von Bescheinigungen ist von KliK 
vertraglich geregelt.
Die Instrumente «Lenkungsabgabe mit 
Befreiungsmöglichkeit» und «Kompen-
sationsverpflichtung» haben sich be-
währt und zu sehr schönen Minderungs-
leistungen geführt. Beim Emissionshandel 
ist sogar ein harmonisierendes Abkom-
men mit der EU möglich geworden, ob-
schon die EU vor dem Abschluss eines 
Rahmenabkommens eigentlich keine iso-
lierten Abkommen mit der Schweiz mehr 
treffen wollte. Diese Instrumente sollen 
im neuen CO2-Gesetz weitergeführt wer-
den. Es ist zu hoffen, dass diese erfolg
reichen und sehr gut akzeptierten Instru-
mente weiter genutzt werden können. 
Wir empfehlen das revidierte CO2-Gesetz 
deshalb zur Annahme. Um das «Stolpern 
über ein ungeregeltes Jahr 2021» zu ver-
hindern, ist es gut, dass die Über-
gangs-CO2-Verordnung geschaffen wur-
de und in Kraft ist. � ■
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